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A K T U E L L  

Schweiz senkt 
Diskontsatz 

Zürich (AP) Die Schweiz senkt im 
Gleichschritt mit Deutschland den 
Diskontsatz und bremst damit den 
Aufwertungsdruck auf den Franken. 
Die Nationalbank gab die Reduktion 
des Leitzinssatzes um einen halben 
Punkt auf 3,0 Prozent am Donners­
tag bekannt. Damit werden auch 
Forderungen von Exportwirtschaft, 
Tourismus und Gewerkschaften er­
füllt. D e r  Franken gab sofort deut­
lich nach. 

Bauwirtschaft erwartet 
Verschlechterung 

Zürich (AP)  Die Schweizerische 
Bauwirtschaftskonferenz rechnet für 
die zweite Hälfte dieses Jahres mit 
einem schlechteren Ergebnis. D a s  
vergangene Jahr könne als baukon­
junkturelles Zwischenhoch bezeich­
net werden und bilde eine vernünf­
tige Basis für die zukünftige Reali­
sierung anstehender Grossprojekte, 
heisst es in einer am Donnerstag in 
Zürich veröffentlichten Lagebeur­
teilung. 

600 SNB-Millionen für 
leere Staatskassen 

Zürich (AP) Die leeren Kassen 
von Bund und Kantonen erhalten 
zum vierten aufeinanderfolgenden 
Mal einen Zustupf von insgesamt 600 
Millionen Franken aus dem Noten­
bankgewinn. In dem am Donnerstag 
veröffentlichten Geschäftsbericht 
1994 bekräftigt die Schweizerische 
Nationalbank (SNB) zudem ihren 
auf Preisstabilität ausgerichteten 
Kurs in der  Geldpolitik. 

Erstes Arbeitspapier auf 
UN-Klimagipfel 

Berlin (AP) Mehrere Industrie­
staaten haben auf der UN-Klima­
konferenz in Berlin ein erstes Papier 
erarbeitet, das in ein Mandat für Ver­
handlungen über eine weltweite Re­
duzierung von Treibhausgasen mün­
den soll. Es  handele sich dabei je­
doch noch um keinen Entwurf, son­
dern eher um einen «Stichwortzet­
tel», hiess es am Donnerstag im Bun­
desumweltministerium. Ein Spre­
cher betonte, die Bundesregierung 
sei an der Erarbeitung des Papiers 
nicht beteiligt gewesen, da es unter 
ihrer Zielsetzung liege. Ministerin 
Angela Merkel als Konferenzpräsi­
dentin verhandelte derweil über den  
umstrittenen Abstimmungsmodus. 
Das Arbeitspapier sei aus einem er­
sten Brainstorming von vier Indu­
striestaaten hervorgegangen und ab­
solut unverbindlich, sagte der  Spre­
cher. Es bleibe deutlich hinter den  
Vorstellungen de r  Europäischen 
Union zurück. Das Klimaforum, eine 
Vereinigung von weltweit rund 160 
Umweltschutzorganisationen, ver­
warf das Papier als Misserfolg. 

Bald einheitliche Trägerschaft für alle Alters- und Pflegeheime 
Konkrete Pläne von Land und Gemeinden zur Neuorganisation der Alters- und Krankenhilfe - Statuten für Stiftung in der Vernehmlassung 
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Im Zentrum Kaufin 9 4 9 4  Schaan 

(mö) - Seit längerem sind in Liechten­
stein Bestrebungen im Gange, die Alters­
und Krankenhilfe auf eine neue Basis zu 
stellen. Zu diesem Zweck soll auch für 
den Betrieb der bestehenden Alters- und 
Pflegeheime eine einheitliche TVäger-
schaft in Form einer Stiftung geschaffen 
werden. Ziel der Neuorganisation ist es, 
durch eine intensivere Zusammenarbeit 
und Koordination zwischen den sta­
tionären und ambulanten Diensten sowie 
durch eine Straffung der Trägerschaften 
der Heime die pflegerische Versorgung 
zu optimieren, den Einsatz finanzieller 
Mittel wirksamer zu gestalten und damit 
auch die Eigenwirtschaftlichkeit zu ver­
bessern. 

Im Jahre 1971 errichteten die elf Liech­
tensteiner Gemeinden und das Land die 
Stiftung für das Alter, Vaduz. Gemäss 
ihren Statuten bezweckt sie die Errich­
tung und den Betrieb von Altersheimen 
im Ober- und Unterland sowie die Al­
tershilfe. Im Zuge de r  geplanten Neuor­
ganisation soll diese Stiftung nun nach 
und nach für das ganze Land neue Träge­
rin aller Aktivitäten im Bereich der Al­
ters* und Krankenhilfe werden und den 
neuen Namen «Stiftung Liechtensteini­
sche Alters- und Krankenhilfe» erhalten. 
Eine früher durchgeführte Analyse hatte 
ergeben, dass die Vielfalt und teilweise 
Überlagerung der angebotenen Dienste 
im sozialen, pflegerischen und medizini­
schen Bereich eine zentrale Koordina­
tion unumgänglich mache. 

Statutenentwurf liegt vor 
Im Auftrag der  Regierung und der  Vor-

stöherkonferenz hat sich eine Arbeits­
gruppe mit der  Totalrevision der  bisheri­
gen Statuten der  Stiftung befasst. Der in­
zwischen vorliegende Entwurf der neuen 
Statuten für die künftige «Stiftung Liech­
tensteinische Alters- und Krankenhilfe» 

Nach den Plänen von Land und Gemeinden soll für  den Betrieb der Alters- und Pfle­
geheime (im Bild das neue Heim «Schlossgarten» in Balzers) schon bald eine einheit­
liche Trägerschaft errichtet werden. 

befindet sich derzeit noch in der Ver­
nehmlassung. Aus Gemeinderatsproto­
kollen geht hervor, dass sich verschiede­
ne Gemeinden bereits in befürworten­
dem Sinne zum Vernehmlassungsentwurf 
geäussert haben. Die Stiftung soll neu so 
organisiert werden, dass sie in der Lage 
ist, die ihr übertragenen Aufgaben mög­
lichst effizient z u  erfüllen. Zweck der 
neuen Stiftung ist laut Entwurf «die Ge­
währleistung einer bestmöglichen Bera­
tung- und Betreuung derjenigen Bewoh­
ner des Fürstentums. Liechtenstein, die 
infolge Alters, Krankheit, Hilflosigkeit, 
Bedürftigkeit oder  aus einem anderen 
Grunde auf die Hilfe Dritter angewiesen 
sind». Als oberstes Organ soll ein' Stif­
tungsrat - mit angemessener Vertretung 

Johannes Paul legt Moralenzyklika vor 
Mit Themen Abtreibung, Verhütung, Sterbehilfe und Gentechnik 

Rom/Frankfurt (AP) Papst Johannes 
Paul hat in seiner am Donnerstag veröf­
fentlichten Moralenzyklika «Evangelium 
des Lebens» jeden einzelnen, alle gesell­
schaftlichen Gruppen und den Staat zum 
Dienst am geborenen und ungeborenen 
Leben verpflichtet. In dem mehr als 200 
Seiten umfassenden kirchlichen Rund­
schreiben an Kleriker und Laien verur­
teilt der Papst abermals Abtreibung, 
Empfängnisverhütung, Sterbehilfe und 
Gentechnik. Gesetze, die Abtreibung 
und Euthanasie zuliessen, seien ohne 
glaubwürdige Rechtsgültigkeit. 

«Das fundamentale Recht auf Leben 
wird heute bei einer grossen Zahl  schwa­
cher und wehrloser Menschen, wie es be­
sonders die ungeborenen Kinder sind, 
mit Füssen getreten», schreibt Johannes 
Paul. Die Abschiebung, alter Menschen 
in Heime, die Abtreibung missgebildeter 
Föten und die Beschleunigung des Todes 
von Schwerkranken, vor allem aber 
Krieg, ethnische Vertreibung und die 
wirtschaftliche Benachteiligung von 
mehreren Millionen Menschen in den 
Ländern des Südens sind für den Papst 
Auswüchse einer «Kultur des Todes». 

«Das 20. Jahrhundert wird als eine 
Epoche massiver Angriffe auf das Leben, 
als endlose Serie von Kriegen und an­
dauernder Vernichtung unschuldiger 
Menschen gelten», schreibt Johannes 
Paul. Die Wurzel hierfür sieht e r  in einer 
übertrieben individualistischen und  per­
versen Aufassung von Freiheit, die den 
einzelnen zum Absoluten erhebe und ihn 
nicht zur Solidarität mit Schwächeren 
veranlasse. A b e r  auch der  zunehmende 
Materialismus führe dazu, dass Lebens­
qualität vorwiegend als wirtschaftliche 
Leistung und hemmungsloser Genuss 
ausgelegt werde. 

Als Wegbereiter der  «Kultur des To­
des» prangert Johannes Paul eine Viel­
zahl staatlicher Stellen und gesellschaft­
licher Organisationen an - etwa Parla­
mente, die Abtreibung gesetzlich zulas­

sen, Ärzte, die Schwangerschaften unter­
brechen oder Sterbehilfe leisten, die 
Massenmedien als Verbreiter einer Men­
talität der  sexuellen Freizügigkeit sowie 
Männer und Familien, die Schwangere 
unter Druck setzen. Die Kampagne die­
ser Kräfte gegen das Leben habe bereits 
dazu geführt, dass gewisse verwerfliche 
Handlungen ihren Verbrechenscharak-
ter verloren hätten. 

Abtreibung ist für den Papst ohne jede 
Einschränkung Mord. Zugleich wendet 
e r  sich in scharfer Form gegen medizi­
nische Versuche am ungeborenen Leben, 
künstliche Befruchtung und vorgeburt­
liche Diagnose zur «selektiven Abtrei­
bung» missgebildeter Föten. Die Kirche 
stehe solchen Menschen besonders nah, 
die sich eines behinderten Kindes annäh­
men. 

Eines der alarmierendsten Symptome 
der  verderblichen Kultur ist der  Enzykli­
ka zufolge der Versuch des Menschen, 
sich zum Herren über Leben und Tod zu 
machen. Die Versuchung, das Sterben 
von alten oder schwerkranken Menschen 
zu beschleunigen, greife vor allem in den 
Wohlstandsgesellschaften u m  sich, die 
von einem Leistungsdenken gekenn­
zeichnet seien, das die wachsende Zahl 
alter und geschwächter Menschen als zu 
grosse Belastung erscheinen lasse. Die 
katholische Kirche bleibt abe r  auch bei 
ihrer Haltung, dass Selbstmord sittlich 
ebenso unannehmbar ist wie Mord, auch 
wenn sich ein Mensch dadurch noch so 
grosse Erlösung erhoffe. 

D e n  Regierenden redet de r  Papst ins 
Gewissen, die Übereinstimmung von 
staatlichem Gesetz und Sittengesetz her­
beizuführen. 

Die Aufgabe des Staates sei es, ein ge­
ordnetes soziales Zusammenleben in 
wahrer Gerechtigkeit zu gewährleisten. 
«Wenn das Recht auf Leben negiert wird, 
dann ist die Demokratie au f  dem Weg 
zum Totalitarismus», heisst es in de r  En­
zyklika. 

von Land und Gemeinden - bestellt wer­
den. 

Eine einheitliche Tirägerschaft 
Es ist vorgesehen, dass die Stiftung 

nach ihrer Umstrukturierung den Be­
trieb der  bereits bestehenden fünf Al­
ters- und Pflegeheime (Betreuungszen­
trum St. Martin, Eschen; Wohnheim 
Resch, Schaan; Betagtenwohnheim Va­
duz; Betreuungszentrum St. Mamertus, 
Triesen; Alters- und Pflegeheim Schloss­
garten, Balzers) auf  einen noch festzule­
genden Zeitpunkt - voraussichtlich am 
1. Januar 1996-von ihren bisherigen Trä­
gern übernimmt. Die genannten Häuser 
weisen eine ganz unterschiedliche Struk­
tur auf, und zwar sowohl bezüglich der 

Eigentumsverhältnisse wie auch hin­
sichtlich de r  Führung. 

Im Zuge der Neuorganisation sollen 
nun die Eigentumsverhältnisse an den  
bestehenden Alters- und Pflegeheimen 
teilweise verändert werden. Die Stiftung 
für das Alter, die bereits Eigentümerin 
der  Bäurechtsliegenschaft Betagten­
wohnheim Vaduz ist, wird laut Plan zu­
sätzlich von der Genossenschaft für pfle­
gerische und sozialpsychiatrische Be­
treuung deren zwei Baurechtsliegen­
schaften - die Betreuungszentren in 
Eschen und Triesen - übernehmen. Die  
Gemeinden Schaan und Balzers beab­
sichtigen hingegen nicht, ihre Heime ins 
Eigentum der  Stiftuäg zu übertragen. So­
mit wäre die neuorganisierte Stiftung Ei­
gentümerin von drei de r  fünf Alters- und 
Pflegeheimen, dennoch würden alle fünf 
Heime von der Stiftung betrieben. Die  
erwähnte Genossenschaft könnte aufge­
löst werden. 

Ausdehnung der Aufgaben 
Die Statuten der neuen Stiftung sind so 

konzipiert, dass diese neben dem Betrieb 
der  Heime noch weitere Aufgaben, bei­
spielsweise im Bereich de r  ambulanten 
Alters- und Krankenhilfe, wahrnehmen 
könnte. Die Entscheide über eine Aus­
weitung des Aufgabenfeldes sollen spä­
ter getroffen werden. 

Bezüglich der Finanzierung der  vorge­
sehenen Aktivitäten der Stiftung geht 
man davon aus, dass die erforderlichen 
Mittel je zur Hälfte vom Land sowie den 
elf Gemeinden aufgebracht werden. Die  
Einzelheiten der  Finanzierung sollen in 
einem neuen Gesetz festgelegt werden, 
das nach einer Vernehmlassung noch in 
diesem Jahr dem Landtag zur Beschluss­
fassung unterbreitet werden dürfte, wie 
das VOLKSBLATT in Erfahrung brin­
gen konnte. 

Neuer St. Galler Bischof heisst Ivo Fürer 
Wahl des 65jährigen Kirchenrechtlers durch den Papst bestätigt 

St. Gallen (AP) Der zehnte St. Galler 
Bischof heisst Ivo Fürer. Die Wahl des 
65jährigen Kirchenrechtlers ist vom 
Papst bestätigt worden. Fürer hatte bei 
der von Misstönen begleiteten Wahl sel­
ber indirekt Kritik am Heiligen Stuhl 
geübt, der sich erstmals seit 1938 in die 
Bischofswahl einmischte. Die Bischofs­
weihe ist für Pfingstmontag vorgesehen. 

Glockengeläute verkündete am Don­
nerstag mittag im ganzen Kanton die 
Wahl des neuen Bischofs, dessen Name 
erst mit zweitägiger Verspätung bekannt­
gegeben werden durfte. Domkustos Paul 
Strassmann würdigte den Kirchenrecht­
ler: Fürer sei ein Priester mit Blick in 
Weite und Tiefe, der  Fragen und Proble­
me richtig zu erkennen und zu gewichten 
verstehe. «Er wird nie nervös, nie zornig 
und resigniert nie», sagte Strassmann. 
D e r  Präsident des Administrationsrats, 
Remigius Kaufmann, zeigte sich erleich­
tert darüber, dass die Wahl ohne grosse 
Probleme Uber die Bühne ging und dass 
der  Papst das Wahlrecht des Domkapi­
tels anerkannt hat. 

Konkrete Flragen erst angetönt 
Bischof Fürer, der  seine Arbeit unter 

den Wahlspruch «Dem Volk Gottes die­
nen» stellen will, sagte: «Ich bin mir be-
wusst, dass viele konkrete Fragen von 
grösster Bedeutung für den Aufbau der 
Kirche heute anstehen». E r  sprach dabei 
die Situation von Geschiedenen und 
Wiederverheirateten an, die Stellung der 
Frau in der  Kirche, weitere Schritte auf 
dem Weg der ökumenischen Zusammen­
arbeit, Aufgaben im Bereich von Diako-
nie in neu auftretenden Nöten und Ver­
antwortung für die Dritte Welt. «Mit sol­
chen Fragen werde ich mich sicher aus­
einandersetzen müssen», sagte Fürer. Es 
handle sich dabei aber  um Aufgaben der 
kommenden Jahre: «Heute kann ich nur 
sagen, in welchem Geist ich an die Arbeit 
gehen will». Fürer wies auch auf andere 
Probleme des Bischofsamts hin: Die Ge­

sellschaft werde immer mehr säkulari­
siert, die Menschen würden nicht mehr 
automatisch in ein christliches Milieu 
hineingeboren. Damit verbunden sei die 
Tatsache, dass die Menschen immer mehr  
selber zusammenstellten, was sie glauben 
wollten. «Der  Glaube wird individuali­
siert, man  bezieht den Inhalt de r  eigenen 
Überzeugung aus verschiedensten Quel­
len», sagte Fürer. D e r  Glaube sei einer­
seits persönlicher, anderseits aber auch 
beziehungsloser geworden. Wichtigstes 
Ziel der  Kirche sei es in dieser Situation, 
den  Menschen zum Glauben an Jesus 
Christus, den  Herrn und Retter der  Welt, 
zu führen. Glaube brauche eine Gemein­
schaft, Glaube brauche die Kirche. 

De r  kleingewachsene Fürer wird als 
eher  aufgeschlossener Kirchenmann ein­
gestuft. E r  gilt nicht als konservativ, aber 
auch nicht als progressiv. Fürer hat das  
zweite vatikanische Konzil im Bistum St. 
Gallen konkret umgesetzt. 

Der neue St. Galler Bischof heisst Ivo Fil-
rer. Seine Wahl wurde durch den Papst be­
stätigt. 


